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eilage M Ar . 177 - er Ksrlsruhrr Jeilung .
Freitag , 2S . Juni 1 * 88 .

Badischer Landtag .

? Karlsruhe , 26 . Juni . 53 . öffentliche Sitzung der ,
Zweiten Kammer , unter dem Vorsitze des ersten Vice -
präsidenten Friderich . (Schluß .)

Abg . Marbe : Die katholischen Mitglieder der Kom¬
mission hätten keine gegensätzliche , sondern lediglich eine
zuwartende Stellung gegenüber der heutigen Vorlage
-eingenommen , weil dieselben einerseits erhebliche Bedenken
gegen eine Reihe von Bestimmungen hatten , andererseits
-aber nicht verkannten , daß der Entwurf manches Gute
enthalte und einem , von der protestantischen Kirche aller¬
dings mehr als von der katholischen empfundenen Be¬
dürfnisse abhelfen wolle . Wenn heute Redners Partei
dem Gesetze zustimme, so geschehe dies , weil dasselbe ein¬
mal anordne , daß in Zukunft nur noch die Religions¬
genossen zu den örtlichen kirchlichen Bedürfnissen bei¬
steuern sollen und weil man zweitens die Argumentation
« ls richtig anerkenne , daß , wenn die Konfessionsange¬
hörigen allein zu den fraglichen Kosten herangezogen wer¬
den , denselben auch die Mitwirkung bei der Erhebung
einer Steuer einzurüumen sei , wie dies ja auch bisher
bei der Umlegung der Kirchspielslast thatsächlich der Fall
gewesen . Da aber immerhin durch die Einrichtung der
Gemeindevertretung ein fremdes Glied in die Organi¬
sation der katholischen Kirche eingefügt werde , so könne
Redners Partei dem Gesetze die Zustimmung nur er-
theilen unter der Voraussetzung , daß kein Mißbrauch
dieser Einrichtung vorkomme und letztere keine bleibende
sein solle. >

Gerne erkenne Redner an , daß auch für die katholische
Kirche die Bestimmung des Art . 1 von entschiedenem
Werthe sei , insofern er den Pfarrgemeinden Korporations¬
rechte verleihe und dieselben hierdurch befähige , eigenes
Vermögen nicht bloß im Wege der Besteuerung , sondern
auch durch Schenkungen , Vermächtnisse u . s. w . zu er¬
wecken . Eine Frage , die heute noch nicht zur Sprache
gekommen , betreffe die Befreiung einer Reihe von Per¬
sonen , welche seither beizutragen verpflichtet waren bezw.
das eventuelle Verlangen einer Ablösung seitens derselben .
Redner schließt, indem er bemerkt, , der Entwurf stelle sich
als das Ergebniß einer mühsamen , langwierigen Gesetzes¬
arbeit dar und könne eben deßhalb nur als ein Versuch
betrachtet werden , aus diesem Grunde nehme Redner auch
an , daß , wenn sich bei der Ausführung des Gesetzes
Schwierigkeiten und Mängel ergeben sollten , die Großh .
Regierung bereit sein werde , « lsbald die bessernde Hand
an das Gesetz zu legen .

Abg . Klein - Wertheim : Von Schaffung neuer Bedürf¬
nisse könne nicht die Rede sein , nur um die Aufbringung
von Mitteln zur Befriedigung vorhandener Bedürfnisse
handle es sich ; daß die Beseitigung der auf die Baulast
des Kirchspiels bezüglichen Bestimmungen des Edikts von
1808 geboten sei , könne nicht bestritten werden ; wenn der
Abg . Dreher deren Unhaltbarkeit nicht einsehe, so kenne
er wohl nicht die praktische Bedeutung derselben ; zur
Bestreitung der Kultusbedürfnisse werde die Steuer nur
selten in Anwendung kommen, in der Regel würden hier¬
für die Fonds und Stiftungen , sowie die freiwilligen
Gaben ausreichen . Das weitere Bedenken des Abg .
Dreher , es möchte dem heutigen Gesetz ein solches über
die Einführung einer allgemeinen Kirchensteuer folgen ,
werde zwar vielfach im Lande getheilt , aber hierzu gebe
der Entwurf und seine Begründung keinerlei Veranlas¬
sung ; in der Kommission sei man einig darin gewesen,
daß über das lokale Besteuerungsrecht der Kirchen nicht
hinauszugehen und daher an dem Dotationsgesetze festzu¬
halten sei . Redner bittet um die Annahme der Kommis¬
sionsanträge .

Wirklicher Geheimerath vr . Nokk : Wenn auch von
allen Rednern bis jetzt nur ein einziger gegen den Ge¬
setzesentwurf sich ausgesprochen habe , so ergreife Redner
doch noch einmal das Wort , weil bei einem Steuerge¬
setze , wie das vorliegende Gesetz ein solches sei , einer
jeden Stimme , welche sich dagegen erhebt , Gewicht bei¬
gelegt werden müsse . Der Herr Abg . Dreher befürchte
von dem neuen Gesetze eine wesentliche Verschiebung der
Steuerlast ; Redner glaube indessen nicht , daß dieselbe
eine sehr erhebliche sein werde , eine gewisse Verschiebung
der Steuerlast aber sei ganz unvermeidlich , weil dieselbe
eben von den Schultern herabgenommen werden solle,
auf welchen sie bisher , wie heute allgemein anerkannt
worden , zu Unrecht geruht habe . Was sodann die von
demselben Herrn Abgeordneten in verneinendem Sinne
erörterte Bedürfnißfrage anlange , so sei dieselbe von
beiden Kirchen bejaht worden , wie denn auch die Herren
von der Rechten sowohl in der Kommission als heute
in diesem Hohen Hause nur bemerkt hätten , daß das
Bedürfniß einer örtlichen Kirchensteuer von Seiten der
katholischen Kirche weniger lebhaft als auf protestantischer
Seite empfunden werde ; und wenn nun noch jene Herren
sich vergegenwärtigen , einer wie genauen Prüfung der
Entwurf von Seiten des katholischen Oberstiftungsrathes
und der obersten Kirchenbehörde unterzogen worden sei ,
so würden dieselben füglich die heute geltend gemachten
Bedenken endgiltig fallen lassen können . Wenn ferner
der Herr Abg . Dreher hinsichtlich des Aufwandes für
Knltusbedürfnisse im engeren Sinne , d . h . mit Ausschluß
von Kirchenbauten , das Bedürfniß einer Kirchensteuer
verneint habe , so könne Redner auch hierin demselben

nicht beistimmen , denn in Ermangelung von Fonds oder
Stiftungen werde ein solches Bedürfniß in der That vor¬
liegen ; wenn der Herr Abgeordnete von einer Gemeinde
erzählt habe , die schon seit 24 Jahren jene Bedürfnisse
aus Fondsmitteln bestreike, so könne Redner ja nur
wünschen , daß noch rscht viele andere Gemeinden in gleich
glücklicher Lage sich befinden möchten ; bei diesen falle
natürlich die Erhebung einer Steuer , weil entbehrlich ,
weg . Endlich glaube Redner , daß der Herr Abgeordnete
seine Volksgenossen denn doch etwas unterschätze , wenn
er annehme , daß mit der Einführung der Kirchensteuer
die Sparsamkeit und das weise Maßhalten abnehmen
werde , im Gegentheil , je größer der Vertretungskörper ,
welcher über die Steuerbewilligung beschließe, desto weniger
fei ein Hinausgehen über das Maß des durchaus Ge¬
botenen zu befürchten , wie denn z . B . in diesem Hohen
Hauses noch niemals ein Fanatismus in der Bewilligung
von Steuern sich geltend gemacht habe (Heiterkeit ) ;
übrigens sei auch gegen zu weitgehende Beschlüsse der
Kirchengemeinde bezw . der Gemeindevertretung der po¬
litischen Gemeinde das Recht der Einsprache und
überdies gegen die Ertheilung der Staatsgenehmigung
auch das Rekursrecht eingeräumt . Endlich habe der Herr
Abg . Dreher noch die Befürchtung geäußert , es könnte
der heutige erste Schritt auf dem Gebiete der kirchlichen
Besteuerung über kurz oder lang zur Einführung einer
allgemeinen Kirchensteuer führen , und habe sich deßhalb
nach dem Grundsätze ^xrineipiis obsta " als Gegner des
Entwurfs erklärt . In dieser Beziehung habe schon der
Herr Abg . Kiefer das Richtige bemerkt , daß die Großh .
Regierung auf dem jetzt betretenen Wege sicher nicht
weiter gehen werde , wenn sie nicht voll überzeugt sei ,
daß auch dieses Hohe Haus einem solchen Vorgehen zu¬
neige ; da dies in der That die Stellung der Großh .
Regierung zu dieser Frage sei , so beruhe es also in der
Hand dieses Hauses , ob das heute Begonnene noch weiter
fortgesetzt werden solle. Redner bittet nachmals um An¬
nahme der Kommifsionsanträge .

Abg . Blankenhorn wird der Vorlage gerne zustim¬
men , muß sich aber dagegen verwahren , daß das heute
zu beschließende Gesetz zur allgemeinen Kirchensteuer führe .

Abg . Betzinger hat bei seiner Aeußerung , er ziehe es
vor , wenn die Kirchen selbständig ihre Angelegenheiten
besorgen und nicht grundsätzlich Staatshilfe in Anspruch
nehmen , nur an örtliche, nicht an allgemeine kirchliche
Bedürfnisse gedacht.

Abg . Strübe ist auch kein Freund einer allgemeinen
Kirchensteuer , vermag aber nicht einzusehen , wie man
einer solchen sich nähern solle durch die Annahme des
Entwurfs , welchem umgekehrt gerade diejenigen bei¬
stimmen sollten , welche Gegner der allgemeinen Kirchen¬
steuer sind.

Nach einem Schlußwort des Berichterstatters , in
welchem derselbe eine Reihe von Bemerkungen , die im
Lauf der Diskussion gefallen sind, richtig stellt und noch¬
mals um Annahme der Kommissionsanträge bittet , wird
die Generaldebatte geschlossen .

Zu Art . 2 frägt Abg . Marbe an , ob unter Ziff . 1
auch die „ Jngebäude " fallen .

Geh . Referendär Joos bejaht dies .
Abg . Hennig zu Art . 3 : Den ganzen Apparat des

Gesetzes in Thätigkeit zu setzen , verlohne sich nicht bei
kleinen baulichen Herstellungen , wie sie häufig vorkämen
und bisher vielfach von der politischen Gemeinde besorgt
worden seien ; es wäre zu bedauern , wenn dies künftig
nicht mehr angehen sollte .

Geh . Referendär Joos : Was die Leistungen der poli¬
tischen Gemeinden anlange , so sei es denkbar , daß sie
bestehender Sitte entsprechend freiwillig erfolgen oder
aber auf einer Privatrechtlichen Verpflichtung beruhen ;
ob das eine oder andere der Fall , müsse eben im ein¬
zelnen Falle untersucht und festgestellt werden ; liege eine
privatrechtliche Verpflichtung vor , so würden die be¬
treffenden Leistungen auch künftig zu erfolgen haben
(Art . 30 lit . n . des Entwurfs ) ; stellten sich dieselben aber
als freiwillige dar , so sei schon früher an die Großh .
Bezirksämter eine Instruktion dahin ergangen , daß solche
Leistungen regelmäßig nicht zu beanstanden seien , wenn
die betr . Gemeinde im wesentlichen konfessionell unge¬
mischt und die Ausgabe selbst keine unverhältnißmäßig
hohe sei .

Zu Art . 4 ist Abg . Marbe für Wiederherstellung der
Regierungsvorlage , denn es genüge , wenn die Gemeinde¬
vertretung dreimal so viele Mitglieder umfasse als die
das örtliche Kirchenvermögen verwaltende Behörde .

Abg . Kiefer und der Berichterstatter treten dem
entgegen , das Organ , welches die ganze Kirchen - bezw .
Pfarrgemeinde vertrete , müsse angemessen stark erscheinen .

Zu Art . 5 ist Abg . Hennig für Strich der Ziff . 8,
da zur Verwendung von Erträgnissen örtlicher kirchlicher
Stiftungen zu anderen als den stiftungsgemäßen Zwecken
nicht bloß die Stiftungskommission , sondern auch der
Oberstiftungsrath , die oberste Kirchen- und Staatsbehörde
gehört werden müsse ; unter solchen Umständen sei denn
doch die Mitwirkung auch der Gemeindevertretung ent¬
behrlich und deßhalb Ziff . 8 des Art . 5 zur Vermeidung
von Mißhelligkeiten , welche leicht entstehen könnten , besser
zu streichen.

Geheimer Referendär Joos kann dem Anträge des
Herrn Vorredners auf Strich der Ziff . 8 des Art . 5

nicht beistimmen ; der Herr Abg . habe wohl übersehen ,
daß die Bestimmung jener Ziff . 8 in katholischen Ge¬
meinden nur dann Anwendung finde , wenn einmal eine
Ausübung des Besteuerungsrechts stattgefunden habe ;
bis dahin sei auch das durch Schenkungen oder letztwillige
Zuwendungen erworbene eigene Vermögen der Kirchen¬
gemeinde ( Körperschaftsvermögen ) lediglich nach Maß¬
gabe der Verordnung vom 20 . November 1861 zu ver¬
walten . Sei aber einmal eine Steuer erhoben und
damit ausgesprochen worden , daß in anderer Weise und
insbesondere aus den vorhandenen Fonds und Stiftungen
die erforderlichen Mittel nicht erhältlich seien , so habe
die Gemeinde ein Interesse daran , daß die Erträgnisse
örtlicher kirchlicher Stiftungen nicht zu anderen als den
Stiftungszwecken verwendet werden ; die Bestimmung des
Art . 5 Ziff . 8 wolle also nur Vorkehr dagegen treffen ,
daß kirchliche Fonds nicht so geschwächt werden , daß zur
Aufbringung der Mittel für ein eintretendes kirchliches
Bedürfniß sofort zur Erhebung einer Kirchensteuer ge¬
schritten werden muß .

Der Antrag Hennig 's u . Gen . wird hierauf abge¬
lehnt .

Abg . Marbe (zu Art . 10) : Die hier vorgesehene
Auflösung einer einmal bestellten Gemeindevertretung ,
durch welche man den Bedenken der katholischen Kirche
habe begegnen wollen , sei doch an eine Reihe von Be¬
dingungen geknüpft , welche Redner nicht angemessen er¬
schienen ; so hätte statt des beiderseitigen Einverständnisses
zwischen der oberen kirchlichen und der staatlichen Be¬
hörde ein Einvernehmen genügt ; das weitere Erfor¬
derniß der Zustimmung der Gemeindevertretung erscheine
Redner noch bedenklicher , da es geeignet sei , der staat¬
lichen und kirchlichen Autorität Abbruch zu thun .

Der Berichterstatter : Der Entwurf verstoße nach
der Ansicht der Kommission durchaus nicht gegen die auf
die Einrichtungen der Kirchen zu nehmende Rücksicht,
wenn er den Steuerpflichtigen einen Einfluß auf ent¬
scheidende Maßnahmen bei der Verwaltung des der
Kirchengemeinde als solcher gehörigen Vermögens ein¬
räume , sobald jene überhaupt einmal in die Lage ver¬
setzt worden seien , für ihre kirchlichen Bedürfnisse durch
Steuern aufkommen zu müssen. In thunlichster Scho¬
nung der Selbständigkeit der Kirchen uns zumal der
katholischen gehe der Entwurf indeß noch weiter , indem
er vorsehe , daß die Fortdauer der behufs Zulassung der
Steuererhebung in 's Leben gerufenen Organe erlöschen
könne, wenn ein Anlaß zu weiterer Steuererhebung nicht
mehr vorliege ; und die Voraussetzungen nenne der Herr
Vorredner mit Unrecht sehr strenge , da nicht einmal die
ausdrückliche Zustimmung der steuerpflichtigen Gemeinde¬
genossen verlangt , sondern für genügend erklärt werde ,
daß letztere keinen Widerspruch dagegen erheben , und
selbst dieses Erforderniß nur für den Fall gelte , daß
die Kirchengemeinde als solche eigenes Vermögen besitzt.

Geh . Referendär Joos : Was den Sinn und die Be¬
deutung des Abs . 3 des Art . 10 anlange , so beziehe sich
auch diese Bestimmung nur auf den Fall , daß einmal von
dem Besteuerungsrecht Gebrauch gemacht und damit auch
die Ausübung der in Art . 5 bezeichnten Befugnisse wirk¬
sam geworden sei . Wenn nun der Entwurf die Beseiti¬
gung des zur Steuerbewilligung berufenen Organes für
den Fall , daß nochmals das Bedürfniß , Kirchensteuern zu
erheben , in Wegfall kommt, gestatte, so gehe es doch beim
Vorhandensein von Körperschäftsvermögen der Kirchenge¬
meinde , zumal von solchem aus angesammelten Kirchen¬
steuern nicht an , die auf dieses Vermögen bezüglichen
Befugnisse der Gemeindevertretung bezw. -Versammlung
den Organen der Gemeinde ohne deren auch nur still¬
schweigende Zustimmung zu entziehen bezw . dem engeren
Kollegium der ursprünglich nur für das örtliche Stiftungs¬
vermögen bestellten Stiftungskommission zu überweisen .

Abg . Wilckens möchte zu Art . 11 und 12 auf die
Petition der Handelskammer Heidelberg , daß nicht das
Gemeindesteuerkapital der kirchlichen Besteuerung unter¬
worfen , sondern letzterer das Staatssteuerkataster zu Grunde
gelegt werden möge , zurückkommen; die hier angeregte
Frage erscheine doch jedenfalls der Erörterung werth ;

'
wenn nach unserer jetzigen Gesetzgebung die Besitzer von
Grund - , Häuser - und Gewerbesteuerkapitalien in der Ge¬
meindebesteuerung mit Recht stärker belastet seien als die
Besitzer der anderen Steuerkapitalien , so sei es doch min¬
destens fraglich , ob die dort maßgebenden Gründe in
gleicher Weise auch bei der kirchlichen Besteuerung zu¬
treffend seien. Wie Redner gehört , habe der erste Ent¬
wurf des Gesetzes beabsichtigt, die Kirchensteuer auf die
Staatssteuerkapitalien auszuschlagen , und wäre er für eine
Auskunft dankbar , warum man diese Absicht nachträglich
wieder aufgegeben habe .

Geh . Referendär Joos : Es sei ganz richtig , daß
nach dem ersten von der Großh . Regierung ausgearbei¬
teten Entwürfe der kirchlichen Besteuerung das Staats¬
steuerkataster zu Grunde gelegt werden sollte, und zwar
sei dies geschehen im Zusammenhang mit dem in jenem
Entwurf als künftige Norm angenommenen Grundsätze ,
daß nnr die konfessionsangehörigen und physischen Per¬
sonen steuerpflichtig sein sollen. Mit Rücksicht auf die
mit der Durchführung dieses Grundsatzes verbundene Be¬
freiung einer Reihe bisher Pflichtiger Personen habe jener
erste Entwurf auch Bestimmungen über eine den seither
Pflichtigen aufzuerlegende Ablösung enthalten ; da sich



nun dies nicht als thunlich erwiesen , habe man einen
anderen Ausweg suchen müssen, um den Ausfall an
steuerpflichtigen Steuerkapitalien nicht allzu stark werden
zu lassen ; so sei man dazu gekommen, für die Kosten
kirchlicher Baulichkeiten auch ferner noch die (bekenntniß -
angehörigen ) Ausmärker beizuziehen , und dieser Beizug
der Ausmärker vorzugsweise habe dazu geführt , statt die
Gesammtheit der direkten Staatssteuern zum Maßstab
für die Umlegung der Kirchensteuer zu wählen , derselben
das Gemeindestenerkataster zu Grunde zu legen . Bei
dem jetzt gewühlten Steuerfnß werde allerdings das fun -
dirte Steuerkapital etwas stärker belastet , als dies der
Fall sein würde , wenn man die Erhebung der Kirchen¬
steuer an die direkten Staatssteuern angeschlossen hätte ;
allein einmal sei diese Mehrbelastung keine sehr erheb¬
liche und andererseits könne nicht anerkannt werden , daß
die Besitzer der fundirten Steuerkapitalien an den
örtlichen kirchlichen Einrichtungen gegenüber dem Be¬
sitzer nicht fundirter Steuerkapitalien nicht in dem Maße
ein überwiegendes Interesse haben , wie dies bezüglich
anderer ebenfalls ideale Zwecke verfolgender Einrichtun¬
gen , z . B . Unterrichtsanstalten , der Fall sei .

Abg . Mays : Unter der jetzigen Gesetzgebung seien
Gewerbe und Liegenschaften in einer Weise mehr belastet
als die nicht fundirten Steuerkapitalien , daß der Zustand
geradezu ein unerträglicher sei ; sei doch das Einkommen
aus elfteren 12mal so sehr belastet als dasjenige aus
freier Berufsthütigkeit , wissenschaftlicher u . s . w . Arbeit ;
statt der gehofften Abhilfe solle nun noch eine Ausdeh¬
nung der Besteuerung auf das kirchliche Gebiet statt¬
finden . Unter solchen Umständen sei das Verlangen , daß
der Kirchensteuer dies Staatssteuerkataster zu Grunde
gelegt werde , durchaus gerechtfertigt und müsse Redner
seine Zustimmung zu dem Entwürfe von einer dahin ge¬
henden Abänderung desselben abhängig machen ; die ent¬
gegenstehenden Schwierigkeiten seien nicht so erheblich
und jedenfalls bei ernstlichem Willen zu überwinden ;
gerade auf dem Gebiete der kirchlichen Besteuerung er¬
scheine eine verschiedene steuerliche Behandlung der Ein¬
zelnen um so weniger gerechtfertigt , als bei der Befrie¬
digung kirchlicher Bedürfnisse jene Verschiedenheiten , welche
in der Gemeindebesteuerung eine stärkere Heranziehung
einzelner Kategorien der Steuerkapitalien rechtfertigten ,
nicht in Frage kommen könnten .

Abg . Gesell schließt sich dem an ; die Gemeindesteuer¬
kataster der Kirchensteuer zu Grunde zu legen empfehle
sich namentlich deßhalb nicht , weil die Einkommensteuer¬
anschläge der Gemeinden viel zu nieder gehalten seien.
Im Prinzip erkläre sich daher Redner für die Wahl der
Staatssteuerkataster , wenn auch in der Praxis der Unter¬
schied kein großer sein werde .

Abg . Hennig möchte die Frage anregen , ob es nicht
billig wäre , wenn , nachdem der Entwurf die Gemeinden
von der Kirchensteuer verschont habe , umgekehrt auch die
kirchlichen Fonds und Stiftungen von den Gemeindeum¬
lagen befreit würden .

Geh . Referendär Joos macht die Herren Abgg . Wilckens
und Mays darauf aufmerksam , daß , falls ein Antrag im
Sinne ihrer Ausführungen eingebracht werden sollte , es
nicht genügen würde , in Art . 11 und 12 an die Stelle
der Gemeinde - das Staatssteuerkataster zu setzen , viel¬
mehr noch eine Reihe weiterer Artikel des Entwurfes
einer Umarbeitung unterzogen werden müßten . Im klebri¬
gen komme der angeregten Frage eine praktische Bedeu¬
tung nur in den größeren Städten zu und in diesen
würden in der Regel die Kirchensteuerbeträge so klein
sein , daß tatsächlich sich kaum ein fühlbarer Unterschied
ergeben würde , ob man das eine oder andere Steuer¬
system der kirchlichen Besteuerung zu Grunde lege .

Die Art . 11 und 12 werden hierauf angenommen .
Abg . Gerber hätte zu Art . 20 eine genauere Angabe

gewünscht über das Maß . der Erleichterung , welche die
Filialisten , falls sie an den kirchlichen Einrichtungen der
Gesammtgemeinde nur in beschränktem Maße theilnehmen ,
sollen beanspruchen können .

Geh . Referendär Joos : Art . 20 des Entwurfs spreche
nur den Grundsatz aus , daß die Filialisten zu den kirch¬
lichen Steuern der Gesammtgemeinde nicht in vollem
Umfange herangezogen werden sollen , wenn sie an den
kirchlichen Einrichtungen der elfteren nur in beschränk¬
tem Maße theilnehmen . Das Maß der den Filialisten
zu gewährenden Erleichterung könne unmöglich im Vor¬
aus allgemein gesetzlich fixirt werden ; in den meisten
Fällen werde eine feste Regel über das Maß der Her¬
anziehung der Filialeinwohner zu den kirchlichen Bedürf¬
nissen der Gesammtgemeinde sich bereits eingelebt haben ;
diese Regel werde auch künftig vorbehaltlich der Bestim¬
mungen in Art . 20 Abs . 2 und Art . 37 Ziff . 4 des
Entwurfs maßgebend sein.

Die folgenden Artikel werden ohne Diskussion und
hierauf das ganze Gesetz nach den Anträgen der Kom¬
mission mit allen gegen zwei Stimmen angenommen .

Z Karlsruhe , 27 . Juni . 54 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des ersten Vice-
präsidenten Friderich .

Ausführlicher Bericht . (Vergleiche ' die Mittheilung im
Hauptblatt Nr . 176 . ) §

Berathung des Berichts der Kommission für
den Entwurf eines Beamtengesetzes .

Der Berichterstatter Abg . Winter er leitet die General¬
diskussion mit der Erwähnung ein, es sei seit langer Zeit
wohl keine Vorlage von der Bedeutung und der Trag¬
weite gemacht worden , wie der heute zur Diskussion
stehende ; sollten doch damit die öffentlich-rechtlichen Ver¬
hältnisse des Staatsbeamtenthums und damit eines
Standes neu , einheitlich , grundsätzlich geregelt werden ,
welcher zu den weitaus wichtigsten des ganzen Staates
gehöre . Wie in den andern deutschen Staaten habe sich

auch in Baden im Verlaufe der geschichtlichen Entwicke¬
lung (im Gegensatz zum ehrenamtlichen ) ein berufsmäßiges
Beamtenthum herausgebildet , welches , zum Staate in
einem ähnlichen Dienstverhältnisse stehend, wie die Vasallen
des Mittelalters zum Lehensherrn , als Träger des ganzen
staatlichen Verwaltungsorganismus sich darstelle . Von
seiner Hingebung , Treue und gewissenhaften Pflichterfül¬
lung hänge zum großen Theile das Gedeihen des ganzen
Staates ab . Redner wolle gerade heute nicht versäumen ,
daran zu erinnern , welch bedeutenden Einfluß das Staats¬
beamtenthum auf die Entwickelung des Deutschen Reiches
ausgeübt , und wenn jetzt Deutschland in der Reihe der
Nationen als der gebildetste Staat vielleicht erscheine, so
gebühre ein Hauptantheil hieran dem Staatsbeamtenthum .
Die Ergebnisse auf patriotischem Gebiete würden in un¬
serem weiteren Vaterlande so groß nicht dastehcn ohne
die stille, aufopfernde , intelligente Thätigkeit unseres Be¬
amtenthums . Und wenn in Baden , dem seiner Zusam¬
mensetzung nach ursprünglich heterogensten deutschen Lande ,
heute erreicht sei , daß der Bewohner des Seekreises mit
demjenigen der Maingegend als Bürger ein- und desselben
Staates sich fühle , so sei dieser Erfolg nicht zum wenig¬
sten zurückzuführen auf die stille Arbeit unserer Beamten .
Redner hebe dies heute absichtlich hervor , wo an das
Hohe Haus der Anträg gestellt werde , eben diesem Staats¬
beamtenthum ein schönes und großes Geschenk zu machen.

Und in der That handle es sich bei der gegenwärtigen
Gesetzesvorlage um ein schönes und großes Geschenk;
daß aber das zu bringende Opfer ein nothwendiges und
unvermeidliches sei , das sei in der Regierungsvorlage
schon und in dem Kommissionsberichte nachgewiesen . —
Redner weist zur Beantwortung der Haupt - und Kardinal¬
frage , ob überhaupt derartige Mißstände in Baden vor¬
handen seien, daß die Erlassung eines solchen Beamten¬
gesetzes als nothwendig erachtet werden könne , auf die
in den Beamtenverhältuissen und in der Beamtengesetz¬
gebung bestehenden Ungleichheiten hin . Den Staats¬
dienern , den eigentlichen Vollbeamten , deren Rechtsver¬
hältnisse in der Hauptsache durch das Staatsdieneredikt
vom Jahre 1819 geordnet seien, stehe die Klasse der An¬
gestellten gegenüber , welche, bis in die neuere Zeit ohne
rechtlichen

'
Schutz gegen willkürliche Entlassung und ohne

Anspruchsrecht auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenver¬
sorgung , erst durch die Gesetzgebung vom Jahre 1876
eine Stellung erlangt hätten , welche sie den eigentlichen
Staatsdienern näher bringe . Eine Unterabtheilung der
Staatsdiener bildeten die Richter , für deren Rechts - und
Besoldungsverhältnisse eine besondere Richtergesetzgebung
maßgebend sei. Besondere Gesetze wiederum regelten die
Verhältnisse der Angehörigen des Gendarmeriecorps und
der Notare . Der Lehrerstand scheide sich in verschiedene
Lehrerkategorien ; die einen seien Staatsdiener , die anderen
Nichtstaatsdiener , während auf eine dritte Kategorie ein
gemischtes System Anwendung finde . Dieser Zustand
der Ungleichheit müsse aber von vorherein als ein unhalt¬
barer erscheinen . In Baden habe sich wie im Reiche
der selbständige Begriff des modernen Staatsbeamten
herausgebildet , welcher nur ein einheitlicher sei und da¬
her auch nur auf eine einheitliche rechtliche Behandlung
gerichtet sein könne ; wer eben in dieses besondere Dienst -
und Abhängigkeitsverhältniß zum Staate trete , sei Beam¬
ter . Wohl ließe sich eine den Anforderungen und Leistungen
der einzelnen Beamtenkategorien angepaßte Abstufung
in der äußeren Ausstattung begreifen , eine potentielle
und qualitative Unterscheidung in der Behandlung der
einzelnen Beamten begreife heute Niemand mehr . Es
komme hiezu eine gewisse Unruhe , ein unwiderstehliches
Drängen in der Klasse der Angestellten , in die höhere
Klasse der Staatsdiener sich hinaufzuarbeiten , und ergeben
sich hieraus Mißstände , wonach auf ein und derselben
Kanzlei der eine Beamte der höheren , der andere der
niederen Klasse angehöre ; dies sei aber eine Quelle stän¬
digen Mißmuths , unaufhörlicher Unzufriedenheit . Der
Vorgang der Reichsgesetzgebung , welche zum erstenmal die
Idee der Einheitlichkeit der Beamtengesetzgebung zur prak¬
tischen Durchführung gebracht habe , lasse die bei dem viel¬
fachen Nebeneinanderleben der beiden Beamtenkategorien
naheliegende Vergleichung mit dem immer stärker auf¬
tretenden Verlangen schließen, daß endlich auch in diesem
Gebiete unsere Partikulargesetzgebung dem Reichsgesetze
angepaßt werde . Aus diesen Erwägungen sei die Kom¬
mission nicht im Unklaren gewesen , daß die von der Re¬
gierung vorgeschlqgene Aenderung der Gesetzgebung eine
gebotene und deren sofortige Durchführung um so em -
pfehlenswerther sei , als jede spätere Lösung nur mit
größeren finanziellen Opfern erkauft werden könne . Eine
Verschiebung der Frage auf spätere Zeiten hätte aber
auch den Nachtheil , daß , so lange dieselbe ungelöst bleibe,
die Bahn für andere gesetzgeberische Aufgaben nicht frei
sei . Die Grundstimmung der Kommission gehe daher dahin ,
daß , wenn diese Frage gelöst werden müsse, sie jetzt ge¬
löst werden solle.

Es habe die Kommission den Inhalt der Regierungs¬
vorlage selbst einer eingehenden Prüfung unterzogen .
Indem man dem Beamtenbegriff dezr weitesten Umfang
gegeben habe , habe man dem allgemeinen Beamtengesetze
nicht nur die Klasse der Staatsdiener , sondern uneinge¬
schränkt sämmtliche Bediensteten unterstellt , auf welche zur
Zeit das Gesetz vom Jahre 1876 Anwendung finde,
und dazu noch die an andern als Volksschulen ange -
stellten Hauptlehrer , Reallehrer u . s . w . einbezogen .
Der Unterschied zwischen Staatsdienern und Angestellten
sei völlig aufgehoben . Dagegen würde nach , dem neuen
Gesetze eine Unterscheidung zwischen e

'
tatsmäßigen und

nichtetatsmäßigen Beamten gemacht . Nur auf den etats¬
mäßigen , d . h . auf den ausdrücklich als solcher auf eine
etatsmäßige Stelle ernannten Beamten fänden alle Rechts¬
zuwendungen und Rechtsgarantien des Gesetzes Anwen¬
dung ; er sei dem jetzigen Staatsdiener vergleichbar ; er

allein erlangt nach 5 bezw . 7 Jahren die Unwiderruflich¬
keit seiner Anstellung ; nur ihm seien ein fortschreitendes
Diensteinkommen , Wohnungsgeld , Ruhegehalt und Relik -
tenversorgung gewährleistet . Der nichtetatsmäßige Be¬
amte dagegen sei auf Widerruf angestellt , seine Staats¬
existenz hänge lediglich von dem Willen seiner Vorgesetzten
Behörde ab , welche ihn jederzeit entlassen könne . Eine
Unterabtheilnng der etatsmäßigen bildeten die landesherr¬
lichen , d . h . die durch Entschließung des Landesherrn an -
gestellten , und die nicht landesherrlichen Beamten , eine
Unterscheidung , welche insbesondere mit Rücksicht auf
Disziplinarfülle praktisch werde , indem für die ersteren
ein Disziplinarhof als Gerichtshof eingeführt sei , wäh¬
rend die letzteren der Entschließung des iu kollegialer Be¬
schlußfassung urtheilenden Ministeriums unterstünden .

Was die Regelung des Diensteinkommens der Beamten
anlange , so habe der Gesetzentwurf , welcher als mögliche
Einkommenstheile überhaupt nur Gehalt , Wohnungsgeld ,
Nebengehalt , wandelbare Bezüge , Naturalbezüge und
Dienstaufwandsentschüdigung anerkenne , in dem Ein¬
kommenanschlag einen neuen technischen Begriff aufgestellt ,
der einen Hanptbestandtheil des Gesetzes ausmache . Der
Einkommensanschlag , bestehend aus dem Betrag des dem
Beamten bewilligten Gehalts , aus dem anschlagsmäßigen
Betrag des Wohnungsgeldes und aus dem geordneten
Werthanschlag für wandelbare und Naturalbezüge bilde
die Rechnungsgrundlage für Bemessung des Ruhe -,
Unterstützungs - und Versorgungsgehaltes sowie des Witt -
wenkassenbeitrags . In Bezug auf den regelmäßigen
Hauptbestandtheil des Diensteinkommens , den Gehalt ,
seien zwei Punkte wesentlich . Durch die eineil Bestand -
theil des Gesetzes bildende Gehaltsordnung werde das
bisher ungeregelte Ermessen der Oberbehörden in der
Art beschränkt, daß der Beamte bei befriedigender Dienst¬
leistung Aussicht auf regelmäßiges Vorrücken bis zum
Höchstbetrag des Gehalts erhalte , welcher für die von
ihm bekleidete Stelle festgesetzt sei. Mit dem System
der Durchschnittssätze werde also gebrochen . Gleichzeitig
sollten die Gehaltssätze durchweg erhöht werden . Letztere
Maßregel erfordere an sich einen Mehraufwand von
1067 845 M . , wenn man aber den Wegfall der seither
bezahlten Remunerationen mit 524 OM M . sowie die als
Deckungsmittel heranzuziehenden Beiträge der Anstalts¬
kassen der Mittelschulen mit 55 OM M . sowie der Grenz¬
zollverwaltung mit 52 OM M . berücksichtige, nur einen
solchen von rund 437 OM M . Und zwar werde diese
Summe das Staatsbudget nicht sofort , sondern erst in
einem späteren Zeitpunkte eines allmälig eingetretenen
Beharrungszustandes voll belasten , während vorrerst ein
Betrag von 136 OM M . zur Bestreitung des durch die
Gehaltserhöhungen erwachsenden Mehraufwands hinreichen
werde . Aus diesen Ziffern gehe aber unzweifelhaft her¬
vor , daß die von der gegenwärtigen Gesetzesvorlage zu
erwartende allerdings nicht unbeträchtliche Mehrbelastung
des Staatsbudgets ihren Grund keineswegs , wie vielfach
angenommen werde , in der Gehaltsordnung , sondern viel¬
mehr in den auf die Wohnungsgeldzuschüsfe , die Pen¬
sionsberechtigung und die Hinterbliebenenversorgung be¬
züglichen Bestimmungen des eigentlichen Beamtengesetzes
selbst habe .

Was die Gewährung der Wohnungsgeldzuschüsse an¬
lange , so solle an dem bisherigen System der Zumessung

inach 3 Orts - und 6 Dienftklassen festgehalten werden ;
mit der Regierung halte auch die Kommission die Ein¬
führung des Reichsservisklassensystems in Baden nicht
für ausführbar . Dagegen sollten die Wohnungsgeld -
zuschüsse aller Staatsbeamten , und zwar diejenigen der
unteren Klassen im größeren Umfange als diejenigen der
oberen erhöht werden , was eine Mehrbelastung des
Staatsbudgets von 206 893 M . zur Folge haben werde .
Es komme die Neuerung hinzu , daß diejenigen Beamten ,
welche ihr Dienst nicht mit ihrer vollen Zeit und Kraft
in Anspruch nehme und welche ein Wohnungsgeld bisher
nicht erhalten hätten (Bezirksärzte u . f . w . ) , künftig die
Hälfte des tarifmäßigen Wohnungsgeldes ihrer Dienst¬
klasse beanspruchen könnten , was wiederum einen Mehr¬
aufwand von 18562 M . zur Folge habe . Ein Ausfall
von 16 407 M . werde sich für die Staatskasse aus dem
Umstande ergeben , daß künftighin jevem Dienstwohnungs¬
inhaber als zu entrichtender Miethzins nur das ihm zu¬
kommende Wohnungsgeld solle berechnet werden . End¬
lich solle jedem Beamten für die Bemessung des Ruhe¬
gehalts und die Berechnung der Ansprüche aus der Hin -
terbliebenenversorgung , gleichgültig , wo er wohne , das Woh¬
nungsgeld der 1 . Ortsklasse seiner Dienstklasse in den Ein¬
kommensanschlag ausgenommen werden . Das dienst¬
liche Einkommen sämmtlicher Beamten werde aber da¬
durch zwar nicht für den baaren Bezug , wohl aber für
die fpätere Zuruhesetzung und Hinterbliebenenverforgung
fehr namhaft erhöht . Werde sich diese letztere Steige¬
rung für den Staatshaushalt naturgemäß erst allmälig
fühlbar machen, so stellten die zuvor zur Darstellung ge¬
brachten , auf die Wohnungsgeldzuschüsse bezüglichen
Maßregeln eine Gesammtmehrbelastung von rund
242 OM M . dar .

Wie der Gesetzentwurf weiterhin die Voraussetzungen
der Zuruhesetzung einheitlich normire , so , stelle er auch
über den Eintritt des Zeitpunktes der Pensionsberechti¬
gung und die Pensionsberechnung einheitliche Grundsätze
auf . Bisher habe die Pensionsskala für den Staatsdiener
nach 5 Dienstjahren mit 56 Proz . begonnen , für den
Dekretangestellten nach 10 Jahren mit 35 Proz . , sie sei
bei ersterem um jährlich 0,8 Proz . , bei letzterem um 1 Proz . ,
bei ersterem bis zu 80 Proz . , bei letzterem bis zu 70 Proz .
des Diensteinkommens gestiegen , wobei bei dem Dekret¬
angestellten das der Pensionsberechnung zu Grund zu
legende Einkommen mit 2 OM M . (bei den Notaren mit
3 4M M .) limitirt gewesen sei. Das neue Gesetz lasse
unter Aufhebung aller dieser Unterschiede den Anspruch



auf Ruhegehalt mit dem vollendeten 10 . Dienstjahre be¬
ginnen , gewähre erstmals 30 Proz . des maßgebenden
Einkommenanschlags und steigere diesen Prozentsatz um
jährlich l ' /z Proz . bis zu 75 Proz . des Einkommenan¬
schlags und höchstens bis zu 7 500 M . ; dabei komme
weiter die grundlegende Bestimmung in Kraft , daß für
diese Bemessung die ganze im Beamtenverhültniß zuge¬
brachte und regelmäßig mit der Dienstbeeidigung beginnende
Zeit in Anrechnung gebracht werde . Eine Vergleichung
des bestehenden mit dem zu schaffenden Rechtszustand er¬
gebe aber unzweifelhaft , daß die akademisch gebildeten
Staatsdiener durchgehends eine Verschlechterung in der Art
erführen , daß sie erst nach 30 bis 40 Dienstjahren die¬
selben Pensionsprozente wie jetzt in demselben Dienstalter
erreichten , während sie bis zu 30 Jahren sich entschieden
schlechter stellten und den Höchstsatz von 80 Proz . über¬
haupt nicht mehr erlangen könnten . Die nicht akademisch
gebildeten Staatsdiener würden sich bis zum 10 . Dienst¬
jahre schlechter und von da ab besser stellen wie heute .
Die Dekretangestellten dagegen gelangten nach dem Ent¬
würfe nicht bloß volle 5 Jahre früher in den Besitz eines
Pensionsanspruchs von 30 Proz . , sondern der letztere be¬
rechne sich auch fast durchgehends erheblich günstiger , und
zudem fielen die oben angegebenen Limitationen auf 2 000
Mark bezw . 3 400 M . weg . Die Wirkung der neuen
Ruhegehaltsordnung auf die Staatskasse werde sich in
einem jährlichen Mehraufwand von rund 36 000 M .
darstellen .

Noch wichtiger für ein Beamtengesetz sowohl wie für
die Staatskasse sei die Frage der Hinterbliebenenver¬
sorgung . Hier erhebe nun der Gesetzentwurf das der
Hinterbliebenenversorgung der Angestellten zu Grunde
liegende Prinzip , wonach unter Beseitigung des versiche¬
rungsähnlichen Instituts der Witwenkasse die Verpflich¬
tungen gegenüber den Hinterbliebenen schlechtweg der
Staatskasse zugewiesen werden , zur allgemeinen Regel
für alle Beamten . Vorangestellt werde weiter der Grund¬
satz , daß jeder Beamte die Hinterbliebenenversorgung
durch zehnjährige Dienstzeit verdienen müsse . Die Witwe
erhalte zutreffendenfalls 30 Proz . des Einkommenanschlags ,
jedes Kind , das die Mutter noch habe , ( j ° , ein Kind,
welches seine Mutter nicht mehr habe , " /«° des Witwen¬
geldes u . s . w . Als Gegenleistung werde ein Witwen -
kasscnbeitrag , bestehend in 3 Proz . des maßgebenden Ein -
kommcnanschlags (bezw . des Ruhegehalts bei pensionirten
Beamten ) erhoben . Was nun die Wirkungen des neuen
Gesetzes anlange , so könne kein Zweifel darüber bestehen,
daß dasselbe für die Staatsdiener einige nennenswertste
Verschlechterungen mit sich bringe , ein Erdienen des Ver¬
sorgungsanspruchs sei früher nicht erforderlich gewesen ;
die Kinder eines Staatsdieners , welche ohne ihre Mutter
versorgungsberechtigt würden , gingen des 25prozentigen
Benesiziums verlustig ; die Frau des Beamten , welche
derselbe erst im Ruhestand geheirathet habe , und ebenso
die betreffenden Kinder hätten Versorgungsansprüche nicht .
Auf der andern Seite dürfe nicht übersehen werden , daß
diesen Nachtheilen entschiedene Vortheile gegenüberstehen :
die bei dem Aufschreiten in höhere Gehaltsbezüge oft in
lästiger Weise sich geltend machenden Eintritts - , Verbesse¬
rungstaxen u . s . w . fielen weg ; die Witwenkassenbeiträge
der Pensionirten seien nur noch aus dem Ruhegehalt zu
entrichten ; die Verpflichtung zum Witwenkassenbeitrag er¬
lösche , wenn der Beamte im Augenblicke der Zuruhe¬
setzung nicht verheirathet sei . Für die Angestellten ergebe
sich vollends aus der vorgeschlagenen Neuordnung eine ganz
gewaltige Verbesserung ihrerVerhältnisse : der Witwengehalt
erhöhe sich von 20 auf 30 Proz . und die Limitirung des zur
Anrechnung gelangenden Einkommens auf 2 OM Nt . (bezw.
bei den Notaren 3 4M M . ) falle weg . Auch hier trete
zu Tag , daß der Hauptvortheil der Neugestaltung den
Kleinen , den Dekretangestellten , nicht den Großen , den
Staatsdienern , zugute kommen solle . Was die finan -
ziellen Wirkungen der neuen Vorschriften über die Hinter -

bliebenenversorgung angehe , so berechne sich der künftig¬
hin zu leistende Staatszuschuß auf ungefähr 921 9M M .,
somit um 166 500 M . mehr , als , bisher zu gleichem
Zwecke beizuschießen war . Der Entwurf schlage nun vor ,
diesen voraussichtlich allmälig erst Heranwachsenden Auf¬
wand in zwei Theile , einen festen und einen veränder¬
lichen, zu zerlegen , von denen der erstere aus der festen
Summe von 650 000 M . und der letztere jeweils aus
20 Proz . des .Einkoininenanschlags der erstmals zu etats¬
mäßiger Anstellung gelangenden und der (durch Tod ,
Entlassung , Znruhesetzung u . s . w.) aus dem aktiven Dienst
bezw . aus der etatsmäßigen Anstellung ausscheidenden Be¬
amten zu bestehen hätte . Indem sich die Kommission mit
diesem Vorschlag , welcher eine gerechte Lastenvertheilung
auf Gegenwart und Zukunft ermögliche , einverstanden
erkläre , begrüße sie wtiter den von der Regierung an¬
geregten Gedanken , wonach die Eisenbahnverwaltung zu
den Kosten der Hinterbliebenenversorgung künftighin in
einem höheren Maße beigezogen werden solle , wie bisher .

Den großen Vergünstigungen gegenüber , welche der
Gesetzentwurf in Aussicht stelle, erscheine die Frage der
Regelung der Dienstpolizei als eine besonders bedeutsame .
Auch hier erschienen die Bestimmungen des Gesetzes als
sehr liberale . Allein es sei doch auf der andern Seite
die Möglichkeit gegeben , gegen Pflichtverletzungen auf das
strengste , schnellste, schneidigste einzuschreiten , und Redner
wolle hier die Ansicht der Kommission , wie dieselbe in
dem Berichte bereits niedergelegt sei , wiederholen , daß
die Kommission mit Rücksicht auf die der Beamtenschaft
zugedachte Stellung ohne diese Neuregelung der Dienst¬
polizei dem Entwürfe ihre Zustimmung nicht hätte geben
können , und daß sie von der Regierung erwarte , daß die¬
selbe von den Bestimmungen der Disziplinarordnung als
von einem den großen neuen Rechtsvergünstigungen ent¬
sprechenden Gegengewicht gegebenenfalls recht ausgiebigen
Gebrauch mache.

Wenn Redner noch einmal einen Ueberblick über das
ganze Gesetz werfe , so trage dasselbe vor allen Dingen
den Charakter der Einheitlichkeit insbesondere in der klaren
Durchführung des Beamtenbegriffs ; ohne von dem Reichs¬
beamtengesetz allzusehr abzuweichen , gehe es doch in ein¬
zelnen Punkten über dasselbe hinaus ; es sei ein humanes
Gesetz und trage insoferne in hohem Grade den Charakter
der Milde und Gerechtigkeit , als es nicht so sehr die Lage
der Großen und Starken als diejenige des Kleinen und
Schwachen zu verbessern bestrebt sei ; ° wenn sich auch in
den Gehaltsaufbesserungen die oberen Klassen um wenige
Prozente günstiger stellten , so kämen doch die neuen Ver¬
günstigungen in Bezug auf Wohnungsgeldzuschüsse , Ruhe¬
gehälter und Hinterbliebenenversorgung in überwiegendem
Maße den Klassen der kleinen Beamten zugute . Nicht
zu karg und nicht zu freigiebig in seinen Verwilligungen
werde das Gesetz ebenso ein nach Nebenbezügen streben¬
des Schmarotzerthum wie einen ungesunden Zudrang in
die Beamtenstellen fernhalten . Eine andere Frage habe
die Kommission einer eingehenden Prüfung unterziehen zu
sollen geglaubt , nämlich die , ob sich mit einem solchen
Gesetze überhaupt regieren lasse , ob nicht die gewähr¬
leistete Aussicht auf ein regelmäßiges Vorrücken im Ge¬
halt bei einer gewissen Kategorie von Beamten eine Art
Spitalistensystem nach sich ziehe und ob nicht die außer¬
gewöhnliche Ausdehnung der Etatsmüßigkeit auf weite
Kreise des Beamtenthums ihre üblen Folgen haben werde .
Allein auf der einen Seite werde der Regierung in der
Disziplinarordnung ein scharfes Gegenmittel in die Hand
gegeben und auf der andern Seite hätten sich aus dem
ja ähnlichen Zustande , wie er seit dem Jahre 1876 be¬
reits bestehe, offene Mißstände nicht ergeben . Auch bleibe
der Kammer ja immer anheimgegeben , für den Fall des
Auftretens schreiender Mißstände im Wege der Nichtbe¬
willigung der bezüglichen Stellen im Etat abhelfend ein¬
zuschreiten .

'
Die letzte zu erörternde Hauptfrage betreffe die finan -

ziellen Wirkungen des Gesetzes auf die Zukunft des
Staatshaushaltes im Ganzen . Nach der regierungsseitig
diesbezüglich gemachten Schlußzusammenstellung betrage
die gesammte einstige Mehrbelastung 882 MO M . , die
sofort nach Inkrafttreten des Gesetzes entstehende Mehr¬
ausgabe 581 OM M . , von welch letzteren 446 OM M . auf
die allgemeine Staatsverwaltung und 135 OM M . auf
die Eisenbahnverwaltung entfielen . Rechne man hierzu
die durch die angekündigte Volksschullehrergesetzgebung
erwachsende weitere Ausgabe von etwa 100000 M . , so
ergebe sich eine in den nächsten Bud .,ctperioden eintre¬
tende Mehrbelastung von 681 OM M . , von denen die
Staatskasse 546 OM M . zu übernehmen hätte . Es frage
sich nun , ob dieser Mehraufwand , ohne daß eine Steuer¬
erhöhung oder eine empfindliche Einschränkung anderer ,
insbesondere der so wichtigen außerordentlichen Ausgaben
die Folge davon sein würde , auf das Staatsbudget über¬
nommen werden könne. Der Herr Finanzminister habe
diese Frage in der Kommission mit aller Entschiedenheit
bejaht und gerade vom finanziellen Standpunkte gerathen ,
die jetzige günstige Gelegenheit nicht vorübergehen zu
lassen , sondern die schon lange erwogene Frage zum Ab¬
schluß zu bringen . Die Kommission habe es bei allem
Vertrauen in die Worte des Herrn Finanzministers für
ihre Pflicht gehalten , auch ihrerseits eine gründliche Prü¬
fung der einschlägigen Verhältnisse vorzunehmen , und sei
sie auf Grund derselben und des zur Verfügung stehen¬
den, auch im Kommissionsberichte niedergelegten Zahlen¬
materials zu dem Schlußergebnisse gelangt , daß der
Wurf gewagt werden könne. Sie habe aber gleichzeitig
eine Frage , welche bei so hohen Bewilligungen keine
Volksvertretung zu stellen unterlassen werde , sich vorge¬
legt , ob nicht ein Theil des Verausgabten wieder einge¬
bracht werden könne. Diese Frage sei im Kommissions¬
berichte in der Form niedergelegt worden : ob nicht Er¬
hebungen in der Richtung einer Verminderung der Staats¬
stellen durch Vereinfachung des Geschäftsganges der
Staatsverwaltung gemacht werden sollten , und glaube
Redner die Großh . Regierung um so mehr um eine zu¬
sagende Erklärung auf diese Frage bitten zu sollen , als
manches Mitglied des Hauses seine heutige Abstimmung
von der Beantwortung derselben abhängig machen dürfte .
Wir lebten in der Zeit der Enquete und gerade diese
Frage müsse geprüft werden ; führe die Prüfung zu
keinem Ergebnisse , so könnten freilich weitere Maßnahmen
von der Regierung nicht verlangt werden .

Es habe in Abgeordnetenkreisen verstimmend gewirkt ,
daß die gewaltigen Leistungen des neuen Gesetzgebungs¬
werkes für die Hinterbliebenenfürsorge im Lande und in
Interessentenkreisen mehr Anerkennung nicht gefunden
hätten . Und doch könne es für einen Beamten ein be¬
ruhigenderes Bewußtsein nicht geben , als daß für seine
Hinterbliebenen in dem Augenblicke , wo er die Augen
schließe , hinreichend gesorgt sei . Man habe dagegen ganz
fälschlicher Weise das Hauptgewicht der Vorlage in der
Gehaltsordnung anstatt in dem eigentlichen Beamtenge¬
setze gesehen .

Redner sei privatim gefragt worden , vH man nicht für
das Beamtengesetz stimmen und trotzdem die Gehaltsord¬
nung ablehnen könne. Demgegenüber müsse er aber
darauf Hinweisen, daß das vorliegende Gesetzgebungswerk
ein einheitliches Ganzes sei, welches nur im Ganzen an¬
genommen oder abgelehnt werden könne. In der Adresse
auf die Thronrede habe man noch die Nothwendigkeit
der Aenderung der Gesetzgebung auf diesem Gebiete an¬
erkannt ; nun die Regierung eine gute und zutreffende
Vorlage gemacht habe , handle es sich darum , nicht die¬
selbe aus unstichhaltigen Gründen abzulehnen , sondern
ein Versprechen einzulösen , welches man schon oftmals
erneuert habe . Redner bittet um Annahme des Antrags
der Kommission . _ (Schluß folgt . )

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe .

itzanvei unv Verkehr .
Handelsberichte.

Berlin , 26 . Juni . (Wochenausweis der Deutschen
Reichsbank ) vom23. Juni gegen den Ausweis vom 15 . Juni .

Aktiv
Metallbestand .
Reichskassenscheine . . . .
Andere Banknoten . . . .
Wechsel .
Lombardforderungen . . .
Effekten .
Sonstige Aktiva . . . .

Passiva .
Grundkapital . . . . . . .
Reservefond .
Notenumlauf .
Sonst , tägl . fäll . Verbindlichkeiten
Sonstige Passiva .

1011957 OM -s- 5 258 000
23 697 OM — 484 OM

9 474 OM - 1473 OM
407 830 OM -s- 19 727 OM
44 942 OM 4- 573 OM
12 505 000 -j- 3 313 OM
49815OM -1- 8721 OM

120 OM OM unverändert
23 894 OM unverändert

928 650 000 -st 45 879 OM
482 867 OM — 9 967 OM

1 819 OM — 595 OM

KLten , 26. Juni .
Ungar . Bank ) vom 22. Juni gegen den Ausweis vom 15 . Juni .

Notenumlauf . 366 4M OM
Metallschatz in Silber . 149 600 000 fl. -st

do . in Gold . . 59 600 000 fl.
-In Gold zahlbare Wechsel 19 800 000 l . —
Portefeuille . 128 100 000 fl. —
Lombardbestände . . . . 22100 000 l . -t-
Hypothekendarlehen . . . 100 800 000 fl. -i-
Pfandbriefe in Umlauf . 93 200 000 fl . -st
Köln , 27. Juni .- Weizen , hiesiger , loeo

2 9M0M fl.
IM MO fl .

unverändert
100 000 fl .
100 000 fl.
400 Ml fl.
500 000 fl .
600 000 fl .

19. 25 , fremder,loco 19.75 , per Juli 18 .— , per November 17 .45 . Rogreu ,
hiesiger loco 14.25 , "runder , looo 14. 75 , per Juli 12.85 , Per
November 13.45. Rüböl per 100 kg loeo 49 .50, per Oktober
49 .— . Hafer , hiesiger, Ivoo 14.—.

Breme » , 27. Juni . Petroleum-Markt . Schlußbericht. Stan¬
dard white looo 6.45. Still . Amerikanisches Schweineschmalz,
Wflcox , nicht verzollt , 40.

Antwerpen , 27 . Juni . Petroleum-Markt . Schlußbericht .

Rafftnirres , Type weiß , dispon. 166« , per Juni 16( z , per
August 16"/, , per Sept . - Dez . 16 °/«. Schwach . Amerikanisches
Schweineschmalz, nicht verzollt , dispon. , 97"

,2 Frcs .
Paris , 27 . Juni . Rüböl per Juni 56.25, per Juli 56 .50, per

Juli - August 56 .75 , per September - Dezember 57 . —. Träge .— Spiritus per Juni 43 .50 , per Sept . -Dezbr . 41.25 . Beh. —
Zucker , weißer , dispon. , Nr . 3 , per IM Kil . , per Juni 40 .60, per
Okt .-Jan . 35 .25 . Schwach .— Mehl,12M . ,per Juni 52.10, per Juli
52.30 , per Juli -Aug. 52.40 , per Sept . - Dezbr . 53 . — . Träge .— Weizen per Juni 23.90 , per Juli 23.90 , per Juli -August
23 .90 , per Septbr . - Dez . 24. - . Still . — Roggen per Juni
13 . 75, per Juli 13 .75, per Juli -Aug . 13 .75 , per Sept .-Dezbr .
14 . —. Still . — Talg 62.—. Wetter : Regen .

New - Bork, 26 . Juni . (Schlußkurseo Petroleum in New-
Uork 7 ' /» , dlo . in Philadelphia 7 '/«, Mehl 2 .90, Rother Winter¬
weizen 0 .88 '/« , Mais ( New ) 54(st Zucker fair refining Muscov .
4" /« , Kaffee , fair Rio 14 "

,« , Schmalz ( Wilcox ) 8 .50 , Getreide¬
fracht nach Liverpool 1°/«.

Baumwolle -Zufuhr vom Tage 5 OM B . , dto . Ausfuhr nach
Großbritannien 2 OM B . , dto . nach dem Continent 10M .

Feste AedutttonsvertMtrnUe :
x — is Rrnk. 1 Guü»e

,e : 1 Thlr .
>en ö. W . -

s Rmk., 7 Äulven lüdv .
^ Rmk ., 1 Franc - 80

und Holland.

Staatspapiere .
Baden 4 -Obligat , fl . 103 .70

, 4 M . 105 —
, 4 Obl . v . 1886 M . —

Bayern 4 Oblig . M . 106 .90
Deutsch !. 4 Reichsanl. M . 107 .70

„ 3( 2 ,, 102 .70
Preußen 4 "

<>Consols M . 106 .70
3( -2kons. St .-Anl .M .103 .40

Wtbg . lV- Obl 78,79 M . 106 —
„ 4 Obl v . 75,80 M . 105 .10

Oesterreich 4 Goldrente fl . 90 .70
„ 4( zSilberr . fl . 66 .—
» 4( sPapierr . fl . —
, 5PaPierr . v . 1881 77.60

Ungarn 4 Goldrente fl . 82 .—
Italien 5 Rente Fr . — .—
5sto RumänischeRente 92 .90
Rumänien 6 Obl . M . 105 .20
Rußland 5 Obl . v . 1862 ^ 97 .40

. 5Obl . v . 1877M . — .—
» 511 Orientanl .P .R . 56 .60
. 4 Eons- v . 1880 R . 83 .—

Frankfurter Kurse vom 27 . Zum 1888 .
81 .20 Elis .II .Em .Lillz-B .Slbr .fl .

i Lira — 80 Mg., 1 P,d. - 20
rubei — s Rmk. ro Pf

4
5
4 Darmstädter Bank fl . 149 .80 ,4 Disc .-Kommand . Thlr . 209 .30 4
5 Franks. Bankver . Thlr . —
5 Oest. Kreditanstalt fl . 244 ( z
4 Rhein . Kreditbank Thlr . 122 —
5 D . Effekt- u . Wechsel -Bk.

40 °/° einbezahlt Thlr . 119 .10
Eisenbahn -Aktie «.

seidelberg -Speier Thlr . 36 .20
ieff . Ludw .-Äahn Thlr . 102 .80
Neckl . Frdr .-Franz M . 159 .—"" . . -Bahnst .
. . , ahn fl . 106 .20

Elisabeth Pr .-Akt . fl . —.

1-it.8 . st. 138"/« 3 dto . I— V1I1L Fr .
^ 3 Livor. lüt . O , Di u . V2 Fr .

Eisenbahn - Prioritäten . !5 Toscan . Central Fr.
101 .90 5 Weststc .Eisb.1880stfr.Fr . 103.40 von 1858

Serbien 5 Goldrente , , ,
Schweden 4 in M . 103 .30 4 Gotthardbahn Fr . 129
Span . 4 Ausländ . Rente —. — 5 Böhm . West-Bahn fl . 250 4
Schw . 4°/° Bernv . 1885Fr . 101 .80 5 Gal . Karl -8udw.-B . fl . 165"

« 4 Schweiz. Central
Egypten 4 Unif . Obligat . 82 .70 5 Oest .Frauz -St . -Bahn fl . 184"/« 5 Süd -Lomb . Prior , fl.Bank -Aktie ». ,5 Oest.Süd -Lombard fl. 72"/« 3 Süd -Lomb. Prior . Fr.4 '/, Deutsche R .-Bank M . 139 .50 5 Oest . Nordwest fl . 127( 2 5 Oest .Staatsb .-Prior . fl.Badische Bank Thlr . 1»9 .— 5 „

' - - . . . -
Basler Bankverein Fr . 150 .50 5 Rudolf
Darmflädter Bank fl.
Disc .-Kommand . Thlr . 209 .30 4 Elisabeth steuerfrei fl.

rankff Bankver . Thlr . — .— 5 Mähr . Grenz-Äahn fl.
5 Oefl. Nordwest -Gold-

Obl . M .
5 Oest.Nordw. Lüt . L . fl,
5 Oest .Nordw. Uit. 8 . fl .
4 Vorarlberger fl.
3 Raab -Oedenb .Ebew

steuerfrei M .
4 Rudolf (Salzkgnt ) i.Gold

steuerfrei
Buffalo N .-A . u. Phil . >4 Bayrische
Cons. ÄondS —.—1 Badische

Rml ., 1 Dollar
g., i Mark Banko

» lttmi. «d Pfo., 1
-- I Rmk. «0 Mo .

.— 6 SouthernPacific ot C .Ikl . ll2 .70!4Mein .Pr .Pfdbr .Thlr .
50 5 Gotthard IV Ser . Fr . 107 .— SOldenburgerThlr .

IM 125.
40 133.

104 . — 4Oesterr .v .1854fl . 250 111.
104 .— 5 , V.1860 . 500 116.
104 30 4Raab -GrazerThlr . IM 101 .

59 — Unverzinsliche Loose
— ' per Stück.
81 .90 Braunschw .Thlr .20-Loose 99.
66 .20 Oest.fl .1M-Loose v . 1864 277.

105 .40 Oesterr .Kreditloosefl. IM

.50 Dollars in

.90 20 Fr .-St .
40 Souvereigns

20

4 .16
16.16
20 .30

68 .10
!4RH . .

107 .50 5 Preuß
86 .30!
84 .60I4 dto .

'

Pfandbriefe
Bk.-Pfdbr .

ent .-Bod .-Cred.
Verl. L 110 M .

, älmM .- .- !4"/,Oest.B .-Erd .-AnstL .
5 Ruff .Bod . -Cred.S .R .

66 .40,4°/°Süd -Bod .-Cr .-Pfdb . 102.60
> Verzinsliche Loose

101 .4O3 ' /rCöln-Mind .Thlr . IM 135 .50" IM 139 .90
IM

301.
Ungar .Staatsloose fl . IM 220 .

.— Ansbacher fl.7- Loose 34.
Augsburger fl .7-Loose 27.
Freiburger Fr . 15-8oose 31.
Mailänder Fr . lO-Loose 16 .
Meininger K . 7-Loose 26.
Schweb . Thlr .-10-Loose 69.

Wechsel nnd Sorte «.
Paris kurz Fr . IM 80.
Wien kurz fl. IM 161.
Amsterdam kurz IM fl. 168.
London kurz 1 Pf . St . 20,

Obligationen nnd Jndnftrie -
Aktie« .

4Karlsruher Obl . v . 1879
äMamiheimer Obl .
Ereiburg »
4Kolistanzer »
Ettlinger Spinnerei 0. Zs . 131 .60
Karlsruh .Maschinenf. dto . 134.—

30 Bad . Zuckers. , ohne ZS . 81.—
.30 3°/°Deutsch.Phön .20 "/°Ez . 195.20
40,4 Rh . Hypoth .-Bank 50 ° ,
60 bez . Thl . 126 .—
30 5 Westeregeln Alkali 160.—
10 5 Hyp . Obl . d . Dortmund .
30 Union 110.5»

IbHyp . Anl. d . Oest . Alpin
60 Montgs S3 .10
>80 Reichsbank Discont 3°/,
,85 Frankf.Barik .Discout 3°/,
.37> Tendenz :
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Mittlere Marktpreise der Woche vom 17 . bis 24 . Juni 1888 . (Mitgetheilt vom Statistischen Bureau.

Orte . Weizen

§

RoggenGerste

^

Hafer

^

Orte . Stroh

1

Weizen

-do
.

Ker

-I

lhemnen

Nr
.

H1

Roggenmehl

1
I

Gewöhnliches
Brod

OchsenfleischRindfleischKuhfleischKalbfleisch

I

Hammelfleisch

I

Schweinefleisch

I

§
Brennöl

!

Buchenholz

I

Fichten

-

(
Tannen

-)
Holz

I
Ruhr¬
kohlen

Saar¬
kohlen

Heu 'N s
N

V
V
2
Ll

lödrERepsöl
-rr

Gruben¬kohlenkcütS8Z -
Z>>»

100 Kilogramm
100 Kilo¬
gramm.

,
Liter. > 1 Kilogramm . 1 Liter . 4 Ster . 100 Kilogramm

2 s !
,!

H ! 4 -z -5 4 4

Konstanz . 18 60 18. 50 14 75 15. 8014 - 75 Konstanz . . — 640 110 40 30 26 136120 — 140 140 128 190 . 50 28 75 42 — 30 .— — — — —

Ueberlingen 18. 90 19- 10 13- 60 — - — Ueberlingen . 500 — 120 40 26 28 u . 24 120100 92120 120 SS 184!rso 26 100 38 — 28 .—! — — — —

Pfullendorf - - 19- 80 — — 14- 80 Villingen . . — 800 ! 100 40 36 25 120 112 112 112 120 112 162 ! 45 25 80 34 — 24 .— — — — —

Meßkirch . — 19- 70 — — - — Waldshut . . — — 100 44 32 28 100 100 — 112 120 120 180 ! 55 35 85 34 — 24— — — — —

Stockach . . 19 . 10 19 - 85 — — — Lörrach . . . — — 80 40 30 27 110 100 — 110 120 120 ISO ' 60 28 70 46 .— 24— 1300 240 —

Radolfzell . 19. 20 19- 65 14- 50 13. — 14 . 45 Müllheim . . — 700 80 50 32 24 120 112 — 100 — 120 190 25 80 52 — 22.—,320,280 260 240

Hilzmgen . — — — —. - — Freiburg . . . 540 700 80 46 32 25 u - 23 , 120 100 — 110 120 120 190 ! 50 26 65 36 .— 22 — 300 ! 230 240 140

Villingen . — 20 - 70 — — — 16. 25 Ettcnhetm . . 600 900 90 38 24 22 — 112 112 112 — 112 180 , 45 26 75 36 .— 24— 220 200! — —

MO 100 40 36 23 n 20 120 106 106 130 1Ä> 66 36 — 18 — 190

Müllheim . 20 — Offenburg . . 560 820 100 40 28 24 130 120 110 12-, 120 120 200 ! 50 24 70 38 .— 26— 250 200 220

Freiburg . 20. 50 — 14- 70 15 — 14 50 Baden . . . . 600 940 78 — 36 28 u . 26 135 129 100 125 150 120220 ! 60 25 75 42 .— 26— 270 200!235 —

Löffingen . 20 . 90 — — — Rastatt . . . 620 1000 s65 48 30 25 u . 18 132 120 — 120 140 120 196 ! 55 24 70 44— 28.— 250 180 220 —

Endingen . - - — — — — Karlsruhe . . 632 858 95 — — 28, u . 22 , 128 112 — 120 120 120 230 > 60 22 90 34— 30— 240 160,200 150

Ettenheim 19. 80 - - — 16- 50 16. — Durlach . . . i - 900 90 40 30 24 , u - 22 , 120 106 — 106 120 116 200 > 50 26 80 45 .— 30 — 250 190 150

Lahr . . . . — - - 15 - — — — Pforzheim . . — — 70 40 — 24 128 112 — 112 120 120 210 l 50 ' 26 85 40 .— 25— 340 200)230 —

Offenburg 19 . 65 — 15. — 15 - 15 50 Bruchsal . . . 560 820, 100 44 32 27 128 112 — 120 120 120 200 , 50 24 80 50— 36 .— 210 ! 180«,190 160

Rastatt . . 19. 20 — 15- 40 — 16 80 Mannheim . 400 600 133 36 30 26 u . 21 140 120 120 120 120 120 240 70 22 70 42— 34— 220 130 180 —

15- 60 Heidelberg . . — 980 100 40 30 26 u . 24 130 110 — 120 140 120 240 ! 50 ! 24 70 47— 35 -- 220 150 — —

Mannheim 20 — — 14 75 — 14 - 20 Mosbach . . — 600 83 38 22 ' 22 — 100 — 100 — 92 200,1 50 , 24 70 40— - - 220 180,200 170

Mosbach . 19. 75 19- 50 15 — 15 - 14- 50 Wertheim . . ,500 600 117 32 24 , 20 — 100 — 80 90 100 176 j 50 . 24 80 36— 20 — ,240 210 !2l0 205

Wertheim — — — — 14 - 50 Schaffhausen - 32 28 ! 28 u . 24 112 96 80 140 130 112 168 ! 50
,
20 — - - - - 1— — — —

Basel . . . — — — — — Basel . . . . - - — — — — — — — — — — ! — ! — — - -- - .- — - I — . —

O .400 . Gemeinde Waldkirch, Amtsgerichtsbezirks Waldkirch.

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und

Unterpfandsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und Unter¬

pfandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - oder Unterpsandsbüchern der
Gemeinde Waldkirch , Amtsgerichtsbezirks Waldkirch ,

eingeschrieben sind , werden hiermit auf Grund des Gesetzes vom 5 . Juni 1860 ,
die Bereinigung der Unterpfandsbücher betreffend (Reg . Bl . Seite 213) , und des
Gesetzes vom 28 . Januar 1874, die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr .
( Gesetzes- u . V .-Blatt S . 43), aufgefordert , die Erneuerung derselben bei dem
unterfertigten Gewähr - oder Pfandgerichte unter Beobachtung der im 8 20 der
Vollzugsverordnung vom 31. Januar 1874 ( Ges .- u . V .Bl . S . 44) vorgeschriebenen
Formen nachzusuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen dieser Ein¬
träge zu haben glauben, und zwar bei Vermeidung des Rechtsnachtheils, daß die

innerhalb sechs Monaten nach dieser Mahnung
nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern der
genannten Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge in
» em Gemeindehause zur Einsicht offen liegt.

Waldkirch , den 24 . Juni 1888.
Das Gewähr - und Pfandgericht . Der Bereinigungskommissär :

_ Seufert ._ Th . Hägerich

Bürgerliche Rechtspflege .
Oeffentliche Zustellungen .

O .411 . 2 . Nr . 3841 . Offenburg .
Samuel Durlacher in Schmieheim,
vertreten durch Rechtsanwalt 1>r . Rom -
bach in Offenburg , klagt gegen Frido¬
lin Lehmann m Oberharmersbach,
z . Zt . an unbekannten Orten abwesend ,
aus Wechsel vom 1 . März 1888 , mit
dem Anträge auf Zahlung von 600 M .
nebst 6 °/o Zins seit 1 . Juni 1888 so¬
wie wegen 7 M - liebst 6 °

,<> Zins vom
Klagzustellungstage an Wechselunkosten ,
und ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor die
Civilkammer des Gr . Landgerichts zu
Offenburg auf :

Freilag den 10 . August 1888,
Vormittags 8*/- Uhr ,

mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Anwalt
zu bestellen.

Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬
lung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Offenburg , den 23 . Juni 1888.
Der Gerichtsfchreiber Gr - Landgerichts:

Gut .
0 .413 .2 . Nr . 3842 . Offenburg .

E . Oberbrunner in Offenburg , ver¬
treten durch Rechtsanwalt 0r . Rom¬
bach, klagt gegen den F . Lehmann von
Oberbarmersbach , z . Zt . an unbekann¬
ten Orten abwesend , aus Weinkauf ,
mit dem Anträge auf Zahlung von
SSI M . 16 Pf . nebst 6°/« Zins feit 14.
Januar 1888 , und ladet den Beklagten
zur mündlichen Verhandlung desRechts -
Itreits vor die Civilkammer des Großh .
Landgerichts zu Offenburg auf :
Dienstag den 16. Oktober 1888 ,

Vormittags 9 Uhr ,
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Anwalt
zu bestellen.

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Offenburg , den 23 . Juni 1888.
Der GerichtsschreiberGr . Landgerichts:

Gut .
Ausschluß -Urtheil.

O -392 . Nr . 12,983 . Offenburg .
In dem Aufgebotsvcrfahren der Stein -
kohlenbergwerksges ellschaft Offenburg
gegen Unbekannte werden alle nicht
angemeldeten Ansprüche der im Auf¬
gebot vom 16 . April d . I . , Nr - 118
und 121 dieses Blattes bezeichntenArt
hinsichtlich der dort beschriebencü Grund¬
stücke für erloschen erklärt.

Offenburg , den 19. Juni 1888.
Großh . bad . Amtsgericht.

Dies veröffentlicht
Der Gerichtsfchreiber:

C . Beller .
O .385 . Nr . 77S5. Emmendingen .

Von Großh . Amtsgericht Emmendin¬
gen wurde heute erkannt :

Nachdem bezüglich der im Aufgebot
vom 2. März 1888 , Nr . 2776 , bezeich¬
nten Liegenschaft Rechte und Ansprüche
der im Aufgebot bezeichnten Art nicht
angemeldet worden sind , werden solche
dem Aufgebotskläger Georg Schwaab
der Obere von Denzlingen gegenüber

für erloschen erklärt.
Emmendingen , den 21 . Juni 1888.

Der Gerichts ?chreiber Gr . Amtsgerichts :
Boeres .

Konkursverfahren.
O .420 . Nr . S009. Wcrtheim - In

dem Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Kaufmanns Sebastian
Kraft von Wertheim ist zur Abnahme
der Schlußrechnung des Verwalters ,
zur Erhebung von Einwendungen gegen
das Schlußverzeichniß der bei der Ber -
theilung zu berücksichtigenden Forderun¬
gen der Schlußtermin aus

Freitag den 20 . Juli 1888,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst
bestimmt .

Wertheim, den 25 . Juni 1888 .
Keller ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts .
P . 221 . Nr . 15,999 . Karlsruhe .

Das Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Kaufmanns Jakab Jmmel
dahier wurde, nachdem der in dem Ver¬
gleichstermine vom 25 . Mai 1888 an¬
genommene Zwangsvergleich durch
rechtskräftigen Beschluß Großh . Amts¬
gerichts Hierselbst vom 23 d . Mts . be¬
stätigt ist , durch letztem Beschluß auf¬
gehoben .

Karlsruhe , den 27 . Juni 1888.
W . Frank .

Gerichtsfchreiberdes Gr . Amtsgerichts .
O .423 . Nr . 5570 . Triberg . Das

Konkursverfahren über das Vermögen
des Josef Svitznagel , Händler in
Triberg , wurde nach stattgehabtem
Schlußtermine und durchgefübrter
Schlußvertheilung heute aufgehoben .

Triberg , den 25 . Juni 1888-
Der Gerichtsfchreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts :
I . Becherer .

O .422 . Mannheim . DieEkefrau
des Wirtbes Jakob Schlayer , Anna
Katharina , geborne Doll iu Feuden¬
heim , wurde durch Urtheil Gr . Amts¬
gerichts Abth . 4 dahier vom 14 . Juni
l . I . für berechtigt erklärt , ihr Ver¬
mögen von demjenigen ihres Ehemannes
abzusondern .

Mannheim , den 23 . Juni 1888.
Gerichtsschreiberei Gr . Amtsgerichts.

F . Meier .
Vermögeilsabsonderulig .

O .434 . Nr . 5369 . Mosbach . Die
Ehefrau des Andreas Link , Angelina ,
geborne Hennrich von Wagenschwend ,
wurde durch Urtheil der Civilkammer I
des Großh . Landgerichts hier vom 19.
Juni 1888 für berechtigt erklärt , ihr
Vermögen von dem ihres Ehemannes
abzusondern .

Dies wird hiermit zur Kenntniß der
Gläubiger gebracht .

Mosbach , den 25 . Juni 1888.
Gerichtsschreiberei des Gr . Landgerichts ,

vr . Kärcher .
Entmündigungen.

O .362 . Nr . 36,900 . Mannheim .
Durch Beschluß Großh . Amtsgerichts
Mannheim III vom 5 . Juni 1888, Nr .
35,140 , wurde Kaufmann Heinrich
Wältner in Mannheim wegen Gei¬

steskrankheit entmündigt .
Mannheim , den 18 . Juni 1888 .

Großh . Amtsgericht I V .
Or . Maas .

O .425 . Nr . 9971 . Dauberbischofs¬
heim . Andreas Achtmann Witwe ,
Maria Eva , ged. Hönninger von Dit -
tigheim , wurde mit Erkenntniß Großh .
Amtsgerichts vom 20 . Juni 1888, Nr .
9619 , gemäß L . R . S . 489 entmündigt .

Tauberbischofsheim , 26 . Juni 1888.
Großh . bad . Amtsgericht .

H . Drollinger .
O .426 . Nr . 20,544 . Pforzheim .

Durch Beschluß Großh . Amtsgerichts
vom 28 . Mai d . I . , Nr . 17,827 , wurde
Privatier Albert Rall von Pforzheim
wegen Geistesschwäche entmündigt und
unterm Heutigen dessen Ehefrau , Chri-
stina, geborne Augenstein in Pforzheim,
als dessen Vormund ernannt .

Pforzheim , den 22 . Juni 1888 .
Großh . bad . Amtsgericht .

Neckel .
Bekaumnachnng .

O .390 . Nr . 3396 . Pfullendorf .
Durch diesseitigen Beschluß vom 1 . d.
M . , Nr . 3053 , wurde die am 21 . Au¬
gust 1884 verfügte Verbeiständung des
Heinrich Sigle , ledigen Schneiders
von hier , aufgehoben . Pfullendorf , den
20 . Juni 1888 . Großh . Amtsgericht .

A . Bitzel .
Erbeiriweksiillgen .

O .386 . 1 . Nr . 36,624 . Mannheim .
Die Witwe des Gastwirths Karl Theo-
bald Löschvon Mannheim , Katharina ,
geb. Michel , hat um Einsetzung in die
Gewähr des Nachlasses ihres verstor¬
benen Ehemannes nachgcsucht .

Diesem Gesuche wird entsprochen ,
wenn nicht innerhalb

sechs Wochen
Einspruch dagegen erhöhen wird.

Mannheim , den 21 . Juni 1888.
Der Gerichtsschreiber

des Großh . had . Amtsgerichts :
C . Wagenmann .

O -357 . Nr . 4821 . Neckarbischofs¬
heim . Jakob Brenneisen Witwe,
Rosine, geb. Prior von Untcrgimpcrn,
wird unter Bezugnahme auf die dies¬
seitige Aufforderung vom 24 . April

,
d . I . , Nr . 3180 , in Besitz und Gewähr

! der Verlassenschaft ihres Ehemannes
eingewiesen . Neckarbischofsheim , den

jl8 . Juni 1888 . Der Gerichtsschreiber
ldes Gr . Amtsgerichts : Baumann ,
i O .417 . 1 . Nr . 7904 . Wiesloch .
Landwirth Leopold Stather Witwe,
Elisabctha , geb. Grimm von Schatt¬
hausen , hat um Einweisung in Besitz
und Gewähr des Nachlasses ihres Ehe¬
mannes gebeten . Diesem Gesuch wird
stattgegeben , wenn nicht innerhalb eines
Monats begründete Einsprache bei Gr .
Amtsgericht Wiesloch hiergegen erhoben
wird.

Wiesloch , den 22 . Juni 1883.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Kumpf .
Erbvorladungeit .

P .205 . Bruchsal . Eva Spiegel
von hier , unbekannt wo in Amerika ab¬
wesend , ist zur Verlassenschaft ihrer
verstorbenen Mutter , Johann Spiegel
Witwe von hier , berufen und wird hie-
mit aufgefordert , sich binnen

drei Monaten
von heute an zur Empfangnahme ihres
Erbtheils dahier zu melden , andernfalls
die Erbschaft Denen zufiele , denen sie
zugetheilt worden wäre , wenn sie, die
Vorgeladene, zur Zeit des Erbanfalls
nicht mehr gelebt hätte.

Bruchsal , den 21 . Juni 1888.
Großherzogl- Notar

Kirchgeßner .
P . 199 . 1 . Dattingen . Gustav

Nußbaumer , 42 Jahre .alt , von Dat¬
tingen , zur Zeit an unbekannten Orten
in Amerika sich aufhaltend , ist zur Erb¬
schaft seiner am 16. Juni ds . Js . in
Dattingen verstorbenen Mutter , Joh .
Friedrich Nußbaumer Witwe , Marga¬
retha , geb. Greiner von da , berufen .

Derselbe wird hiemit zu den Verlas¬
senschaftsverhandlungen mit dem Be¬
deuten vorgeladen, daß, wenn er

innerhalb drei Monaten
nicht erscheint , die Erbschaft Denen
würde zugetheilt werden , welchen sie

zukäme , falls der Geladene zur Zeit
des Erbanfalls nicht mehr am Leben
gewesen wäre.

Müllheim , den 22 . Juni 1888.
C . Fraeulin ,

Großherzogl. Notar .
P . 175. Sinsheim . In der Nach¬

laßsache des ledigen Maurers Johann
Georg Kaiser von Hilsbach sind des¬
sen Brüder Johann , Ludwig , Jakob ,
Karl und Wilhelm Kaiser , sämmt -
liche an unbekannten Orten in Amerika
abwesend , erbberechtigt .

Dieselben werden hiermit zu der Ver¬
mögensaufnahme und zugleich zu den
Erbtheilungsverhandlungen unter An¬
beraumung einer Frist von

drei Monaten
mit dem Bedeuten vorgeladen , daß,
wenn sie nicht erscheinen , die Erbschaft
Denen werde zugetheilt werden , welchen
sie zukäme , wenn die Vorgeladenen zur
Zeit des Erbanfalls nicht mehr am
Leben gewesen wären.

Sinsheim , den 21 . Juni 1888 .
Der Großh . Notar :

Or. Reichardt .
P . I96 . Wiesloch . Sofia Berger ,

geschiedene Maurer Heinrich Lehn, und
Philipp Berger , Cigarrenmachcr,
Beide nach Amerika ausgewandert und
vermißt, sind zur Erbschaft auf Ableben
ihrer Mutter , der Taglöhner Konrad
Berger Witwe , Elisabekha, geb . Ullrich
von Baierthal , berufen .

Dieselben werden hiemit zu der Ver-
mögensaufn hme und zu den Erbthei-
lungsverhandlungcn mit

Frist von drei Monaten
mit dem Bedeuten anher vorgeladen,
daß , wenn sie innerhalb dieser Frist
nicht erscheinen sollten , besagte Erbschaft
Denen zugetheilt wird , welchen solche
zukäme , wenn sie , die Vorgeladenen,
zur Zeit des Erbanfalls nicht mehr am
Leben gewesen wären.

Wiesloch , den 22 . Juni 1888.
Großh . Gerichtsnotar

Köllenberger .
Zwangsversteigerung.

P . 176 . Staufen .

Liegenschasts - Verstei¬
gerung.

Dienstag den
17 . Jnli d. I .,
Vormitt . 10 Uhr,

wird im Rathhause zu Untermün¬
sterthal dem Kaufmann Florentin
Pfefferle von da die untenerwähnte
Liegenschaft der Gemarkung Unter¬
münsterthal infolge richterlicher Ver¬
fügung einer öffentlichen Versteigerung
ausgesetzt und als Eigenthum endgiltig
zugeschlagcn , wenn wenigstens der
Schätzungspreis erreicht wird.

Beschreibung der Liegenschaften.
1 .

Güter -Nr . 220 : Ein von Stein er¬
bautes zweistöckiges Wohnhaus mit
Wasserkraft und dazu gehöriger Scheuer
und Stallung nebst 22,87 Ar Hofraithe.
Hausgarten und Kanal , grenzt einer¬
seits an Weg, anderseits an Aufstößer.

2.
Güter -Nr . 228 : 5 Ar 75 Meter

Wiesen , grenzt einerseits an Weg , an¬
derseits den Neumagen, das Ganze zu
Untermünsterthal , Rotte Münster ge¬
legen , taxirt . . . . 18,500 Mark .

Staufen , den 11 . Juni 1888 .
Großh . Notar

Dilger .
Strafrechtspflege .

Ladungen .
P .214 .1 . Nr . 4930 . St . Blasien .
1 . Adolf Arglist , 27 Jahre alt ,

Handelsmann , geb . und zuletzt
wohnhaft in Bernau , und

2 . August Gritsch , 27 Jahre alt ,
Schmied , geb - und zuletzt wohn¬
haft in Bernau ,

werden beschuldigt , als Ersatzreservisten
ohne Erlaubniß ausgewandert zu sein .

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuchs .

Dieselben werden auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts hiersclbst auf

Samstag den 25 . August 1888,
Vormittags 8 Uhr ,

vor das Großb . Schöffengericht St .
Blasien zur Hauptverhandlung geladen .

Bei unentschuldigtem Ansbleihen wer¬
den dieselben auf Grund der nach 8 472
derStrafprozeßordnung vondem Königl .
Bezirkskommando zu Donaueschingen
ausgestellten Erklärungen verurtheilt
werden .

St . Blasien , den 26 . Juni 1888.
Neuer ,

Gerichtsschreiber des Gr - Amtsgerichts.
O .M8 . 1 . Nr . 5045 . Bonndorf .

Der am 15. Juli 1859 zu Grünwald
geborne , zuletzt in Bonndorf wohnhaft
gewesene Holzhauer August Faller
wird beschuldigt , daß er als Ersatz¬
reservist ohne Erlaubniß ausgewandert
sei — Uebertretung gegen 8 360 Ziff . 3
St . G . B . , 8 3 Ziff . 8 des R . G . vom
6 . Mai 1880 . — Derselbe wird auf
Anordnung des Gr . Amtsgerichts da¬
hier auf : Dienstag den 7 . August
d . Js . , Vormittags l -9 Uhr , vor
das Großh . Schöffengericht dahier zur
Hauptverhandlnng geladen . Bei un¬
entschuldigtem Ausbleiben wird derselbe
auf Grund der nach 8 472 der St . P .O .
von dem Landwehrbezirkskommando Do¬
naueschingen ausgestellten Erklärung
verurtheilt werden .

Bonndorf , den 20 . Juni 1888 .
Der Gerichts?chreiber Gr . Amtsgerichts :

Köhler .
P .207 . 1 . Nr . 7926 . Wiesloch . Ter

ledige Cigarrenmacher Wilhelm Frie¬
drich Laier von Dielbeim, zuletzt dort
wohnhaft , wird beschuldigt , als beur¬
laubter Wehrmann der Landwehr ohne
Erlaubniß ausgewandcrt zu sein , ohne
von der bevorstehenden Auswanderung
der Militärbehörde Anzeige erstattet zu
haben,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuchs .

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf

Mittwoch den 22 . August 1888,
Vormittags 9^ Uhr ,

vor das Großh . Schöffengericht Wies¬
loch zurHauptverdandlung geladen .

Bei unentschuldigtemAushleiben wird
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozeßordnung von dem Königl.
Bezirkskommando zu Heidelberg aus¬
gestellten Erklärung verurtheilt werden .

Wiesloch , den 25 . Juni 1888.
Kumpf ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.

Verm . Bekanntmachungen .
P .206 . 1 . Nr . 593 . Willst ett , Amt

Kehl.
Bauarbeiten .

Für den Neubau des Schulhauses
sollen im Summissionswege begehen
werden :

im Anschlag
Erdarbeit . . . . 692 16 -i
Maurerarbeit . . 17, ^ 0 04
Gypserarbeit . . 1587 „ 94
Steinhauerarbeit . 7451 41
Zimmermannsarbeit 3726 16
Schreinerarbeit . . 3085 » 85
Glaserarbeit . - . 1067 „ 46
Schlosserarbeit . . 2223 „ —
Blechncrarbeit . . 795 „ 70
Tüncherarbeit . . 987 » 95
Tapezierarbeit . . 54 „ —

Abbruch des alten Gebäudes gegen
Uebernahme der Baumaterialien .?

und zwar das Schulgebäude im An¬
schlag von . 900 ^

das alte Oekonomiegebäude 300 „
Die Pläne , Kostenberechnungen und

die Baubedingungen sind einzusehen
auf dem Rathhaus in Willstett und bei
der unterfertigten Stelle . Die schrift¬
lichen Angebote nach vorliegendemFor¬
mular sind bis Donnerstag den IS .
Jnli d . I . an das Bürgermeisteramt
in Willstett abzugeben , woselbst die
Eröffnung derselben Morgens Veil Uhr
stattsindet.

Ackern , den 25 . Juni 1888.
Großh Bezirksbauinspektion.

Ebert .

P . 170 .2. Nr . 4020 . Lörrach .

Verkauf alter Akten.
Bei diesseitiger Stelle sind 4942 Kg

weiße und 1084 irg grüne abgängige
Abfertigungspapiere und alte Akten
vorhanden, die zur Berwerthung an den
Meistbietenden unter der Bedingung
ausgeschrieben werden , daß die Ein¬
stampfung derselben unter amtlicherAuf¬
sicht zu geschehen hat.

Papierfabrikanten , welche zur Ueber¬
nahme dieser abgängigen Papiere ge¬
neigt sind , wollen ihre Angebote pro
100 üg bis längstens 3ü » Juni l . I . ,
Vormittags 10 Uhr, bei uns einreichen ,
an welchem Tage der Zuschläg an den
Meistbietenden erfolgt.

Großh . Hauptsteueramt Lörrach .

Wegbau-Arbeit.
P . 187 .2 . Nr . 592 . Die Großh . Be¬

zirksforstei Frei bürg versteigert am
Montag , 2 . Juli 1888 , Vormittags
10 Uhr , im Gasthaus zum „ Hirsch " in
St . Peter die Fortsetzung des neuen
Holzabfuhrweges im Domänenwald-
distrikt Gutacherwald , im Anschlag
von 5100 Mark für eine 875 m lange
Wegstrecke an den Wenigstnehmenden,
wozu die Uebernahmslustigen mit dem
Bemerken eingeladen werden , daß die
Versteigerungsbedingungen nebst der
Querprofilaufnabme , der Erdmafsen-
und Kostenberechnung bei Domänen-
waldbütcr Dold in St . Peter , welcher
auch die Arbeit auf Verlangen vorzei¬
gen wird , zur Einsicht aufgelegt und.

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hofbuchdruckerci -
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